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AKTUELL 
Amnestie erweitert 

Argentiniens Senat hat in der 
Nacht zum Freitag die Amnestiege­
setzgebung gegen Menschrechtsver­
letzungen während der letzten Mili­
tärdiktatur ausgeweitet. In der ver­
abschiedeten Form werden auch 
Offiziere bis zum Rang eines Gene­
rals unter das Prinzip «des geschul­
deten Gehorsams« gestellt. Ausge­
nommen sind Vergewaltigung oder 
Entführung Minderjähriger. Falls 
das Gesetz in dieser Form auch die 
Abgeordnetenkammer passiert, 
müssten mindestens 65 Menschen­
rechtsverfahren eingestellt werden. 

Singh gestorben 
Der  ehemalige indische Premier­

minister Charan Singh ist am Frei­
tag in New Delhi im Alter von 84 
Jahren gestorben. Singh, bis zuletzt 
Präsident der oppositionellen Bau­
ernpartei Lok Dal, starb an den Fol­
gen eines Schlaganfalls aus dem 
Jahre 1985. Z u  seinen Ehren ordne­
te die indische Regierung für Frei­
tag die Schliessung aller Behörden 
an. Singh war nach dem Zerfall'der 
Janata-Regierung und dem Rück­
tritt seines Vorgängers Morarji De-
sai im Juli 1979 zum Premiermini­
ster ernannt worden. D a  er  keine 
Mehrheit hinter sich bringen konn­
te, löste e r  das Parlament bereits im 
August auf und ordnete Neuwahlen 
an, die im Januar 1980 Indira Gand­
hi an die Macht zurückbrachten. 

Am Sonntag tritt der neue Fahrplan in Kraft 
Verbesserte Linienführung, Taktfahrplan auf  den Hauptlinien und Ausdehnung der Spätkurse 

Für Abschied von der 
atomaren Abschreckung 

Bonn (AP) Der  SPD-Vorsitzende Wil­
ly Brandt hat dazu aufgerufen, das Nato-
Konzept der atomaren Abschreckung 
aufzugeben und den Frieden in Europa 
durch ein System der gleichen Sicherheit 
zu gewährleisten. Auf  einer Veranstal­
tung seiner Partei zum Thema «Aufrufe 
für den Frieden» riet Brandt am Freitag 
vor internationalem Publikum in Bonn 
zugleich eindringlich zu Misstrauen ge­
genüber dem Nato-Konzept der  «flexi­
blen Antwort» und seinen Verfechtern. 
E r  könne nicht dazu raten, den «flexiblen 
Responsisten» zu trauen, jenen «Strate­
gen, die ihre Waffenarsenale nach dem­
selben Muster ausbauen wie Marketin­
gexperten die Produktpalette von Auto­
mobilkonzernen.» Man  müsse «höllisch 
auf der  Hut  sein vor einer Verirrung, die 
sich als Wissenschaft spreizt». 

Anschlagserie hält an 
Meran (AP) In Südtirol sind am Frei­

tag beim sechsten Anschlag innerhalb ei­
ner Woche in einem Vorort von Meran 
ein von Italienern bewohnten Haus und 
mehrere geparkte Autos beschossen wor­
den. In dem Haus wohnen Angestellte 
einer Elektrizitätsgesellschaft und ihre 
Familien. Die Polizei verdächtigt nach 
eigenem Bekunden radikale Kreise, die 
für das überwiegend deutschsprachige 
Südtirol mehr Autonomie erzwingen wol­
len. Bei dem Anschlag vom Freitag wur­
de ebenso wie bei den vorhergegangenen 
Zwischenfällen dieser A r t  niemand ver­
letzt. D e r  italienische Innenminister Lui-
gi Scalfaro traf am Mittwoch mit mehre­
ren leitenden Polizisten in Bozen zusam­
men, um die neue Anschlagserie zu erör­
tern.  

Dollar im Aufwind 
Zürich (AP) D e r  Auftrieb für den ame­

rikanischen Dollar hat an den europäi­
schen Devisenmärkten auch am Freitag 
angehalten. Nach de r  Feiertagspause 
vom Donnerstag eröffnete die US-Valuta 
am Vormittag in Zürich auf 1,5140 Fran­
ken. Das war gut ein Rappen mehr als am 
Mittwoch abend (1,5030). De r  Schweizer 
Franken gab auch gegenüber anderen 
wichtigen Währungen nach. 

Morgen Sonntag tritt der neue Fahr­
plan für unsere Postautos in Kraft, der 
wesentliche Verbesserungen gegenüber 
dem bisherigen -Angebot bringen wird. 
Die Linienführung der Postautokurse ist 
teilweise geändert und wesentlich verbes­
sert worden, auf den Hauptlinien wird 
den ganzen Tag ein Taktfahrplansystem 
angeboten, die Spätkurse erfahren eine 
erhebliche Ausdehnung. Das Umsteigen 
auf das öffentliche Verkehrsmittel wird 
damit noch attraktiver gemacht. 

In den letzten Jahren sind verschiedene 
Verbesserungen im Bereich des öffentli­
chen Verkehrs in Kraft gesetzt worden, 
um die Benützer der privaten Motorfahr­
zeuge mehr und mehr auf die Benützung 
der  Postautos zu bewegen. Die Verringe­
rung des privaten Motorfahrzeugverkehrs 
als eine der Massnahmen zum Schutz un­
serer Umwelt kann nach Auffassung von 
Regierungsrat Wilfried Büchel, der  für 
das Ressort Verkehr in der  Regierung 
verantwortlich zeichnet, aber nur durch 
ein wesentlich verbessertes Angebot von 
Seiten der öffentlichen Verkehrsmittel 
erreicht werden. De r  am Sonntag in Kraft 
tretende neue Fahrplan weist eine Steige­
rung des Angebotes um rund 20 Prozent 
auf, wobei die effektiven Verbesserungen 
vermutlich weit höher ausfallen, als mit 
dieser Zahl vermutet werden könnte. 

Verbesserungen durch Taktfahrplan 
Auf den meisten Strecken wird nun in 

Morgen Sonntag tritt der neue Fahrplan in Kraft, der ein bedeutend grösseres Angebot 
an Fahrmöglichkeiten bringt. Regierungsrat Wilfried Büchel (rechts) als zuständiger 
Ressortinhaber f ü r  Verkehr erkundigte sich vor wenigen Tagen beim Postaint in Vaduz 
über die getroffenen Massnahmen. Unser Bild zeigt ihn im Gespräch mit Postmeister 
Hans Strub (Bildmitte) und  Dienstchef Remo Vogt. (Bild: Brigitt Risch) 

kürzeren Intervallen als bisher gefahren, 
die Fahrzeiten von einem Ort  zum ande­
ren verkürzen sich teilweise durch die 
geänderte Linienführung, was sich vor 
allem von Fahrten aus dem Unterland ins 
Oberland bemerkbar macht. A u f  der 
Strecke Vaduz-Schaan-Buchs  verkehrt 
nun den ganzen Tag über das Postauto im 

20-Minuten-Takt. Wesentlich ausgebaut 
wurde auch das Angebot von Vaduz nach 
Sargans und von Schaan nach Feldkirch. 
Damit werden, wie der  Vaduzer Postmei­
ster Hans Strub erklärte, vor allem auch 
die drei ausländischen Bahnhöfe Buchs. 
Sargans und Feldkirch besser an unser 
Liniennetz angeschlossen. 

Kunsthaus Vaduz: Wie geht es nun weiter? 
Noch viele offene Fragen nach dem Freispruch des Staatsgerichtshofpräsidenten - anderes Projekt? 

Auch nach dem Freispruch des Präsi­
denten des Staatsgerichtshofes von der 
Anklage des Amtsmissbrauchs, über den 
wir bereits in unserer gestrigen Ausgabe 
berichteten, bleiben einige offene Fragen 
zurück, die in naher Zukunft geklärt wer­
den müssen. Einerseits dürfte das Ge­
richtsverfahren noch weitergezogen wer­
den, zumal der Staatsanwalt gegen das 
Urteil Berufung anmeldete, zum anderen 
hat die Kunsthausstiftung die Frage zu 
klären, ob ein neues Projekt für ein 
Kunsthaus ausgearbeitet werden soll, 
nachdem sich das bisherige Projekt offen­
bar nicht verwirklichen lässt. 

Die Folgen der Gerichtsverfahren im 
Zusammenhang mit dem Kunsthaus wer­
den zweifellos noch einige Zeit  Anlass zu 
Diskussionen geben. Auch für die Juri­
sten erscheint es nicht einfach, einem in 
Rechtsfragen nicht versierten Bürger eine 
Erklärung zu geben, weshalb das Krimi­
nalgericht wohl einen Amtsmissbrauch in 
objektiver Sicht als erwiesen ansah, der  
Angeklagte jedoch freigesprochen wur­
de, weil der  Nachweis nicht erbracht wer­

den konnte, dass e r  das Verfahren mit 
dem Vorsatz des Amtsmissbrauchs nach 
der Abstimmung im Senat weiterführte 
und erst nach einem Ermittlungsverfah­
ren zum Abschluss brachte. 

Ebenso schwierig ist eine Antwort auf 
die Frage nach den Konsequenzen des 
Gerichtsurteils, denn das «Uberparteili­
che Initiativkomitee Kunsthaus» hatte 
mit der Beschwerde an den Staatsge­
richtshof eine Überprüfung des Kunst­
hausprojektes hinsichtlich des Standorts, 
der  Grösse und der Kosten sowie eine 
erneute Abstimmung in der Gemeinde 
Vaduz verlangt. Ist nun das Urteil des 
Staatsgerichtshofes vom 15. Oktober 
1984 gültig, nachdem vier der fünf Mit­
glieder des Staatsgerichtshofes die Sache 
als erledigt im Sinne des Initiativkomitees 
erachteteten, oder gilt das Urteil des 
Staatsgerichtshofes (in anderer Beset­
zung) vom 15. Februar 1985, als das erste 
Urteil des Staatsgerichtshofes über Ab­
weisung der  Beschwerde gestützt wurde? 

Auch die Mitteilung des Stiftungsrates, 
wonach «aufgrund dieser Situation das 

beschlossene Projekt nicht mehr realisiert 
werden kann», lässt keine Fragen offen, 
obwohl sich der Stiftungsrat klar für ein 
Kunsthaus, wenn auch an anderer Stelle 
und in anderer Ausführung, ausspricht. 

Was ist die Volksentscheidung in der Ge­
meinde Vaduz und die mehrheitliche Zu­
stimmung zum Kunsthausprojekt im gan­
zen Land noch wert, wenn der Auftrag 
des Volkes nicht in die Tat umgesetzt 
wird. Nach demokratischen Spielregeln 
kann davon ausgegangen werden, dass 
der  Wille des Volkes bis zu einer gegen­
teiligen Willensäusserung gilt - oder 
nicht? 

Fragen ergehen sich auch hinsichtlich 
der  in den Gerichtsverfahren zum Aus­
druck' gekommenen Verflechtung von 
Politik und Gerichtsbarkeit, die leise 
Zweifel an der völligen Unabhängigkeit 
des obersten Gerichtes aufkommen lässt. 

D e r  Rechtsstaat hat etwas von seinem 
Glanz verloren - ohne die Klärung dieser 
und noch weiterer Fragen wird er ihn 
nicht zurückerlangen können. (G.M.)  

Besichtigung der fürstlichen Landwirtschaftsgüter 
Gute Stimmung der Regierungs- und Landtagsmitglieder in Niederösterreich und in Wien 

Die Regierungs- und Landtagsmitglie­
der, die auf Einladung S . D .  Erbprinz 
Hans Adams derzeit die fürstlichen Besit­
zungen in Wien und Niederösterreich be­
suchen, sind begeistert über die Gast­
freundschaft und das interessante Besich­
tigungsprogramm. So könnte die gute 
Stimmung in der Reisegruppe zusammen-
gefasst werden, die am Freitag die Besit­
zungen in Wilfersdorf besuchte und heute 
mit I. D .  Fürstin Gina in Sparbach zu­
sammentreffen wird. 

Bevor sich die Reiseteilnehmer die 
köstlichen Weine aus der Hofkellerei in 
Wilfersdorf munden Hessen, war der 
Opernbesuch - «Der Maskenball» von 
Guiseppe Verdi - das beherrschende 
Thema der Gespräche. A b e r  auch über 
die riesigen Besitzungen, die bei schönem 
Wetter besichtigt werden konnten, zeig­
ten sie sich beeindruckt. Eine kurze 
Rechnung ergab, dass diese Besitzungen 
gesamthaft flächenmässig grösser sind als 
.die Talfläche unseres Landes. 

S. D. Erbprinz Hans A d a m  hat die Mit­
glieder der Regierung und  des Landtags 
nach Wien eingeladen. Unser Bild zeigt 
ihn im Palais Liechtenstein im Gespräch 
mit Regierungschef Hans Brunhart. 

(Bild: A P )  

Die Reisegruppe konnte nach einer 
Rundfahrt durch die landwirtschaftlichen 
Besitzungen den grössten von insgesamt 
fünf Gutshöfen in Niederabsdorf besichti­
gen, wobei der  moderne Maschinenpark 
und die effizienten Einrichtungen be­
staunt wurden. Vor der  Besichtigung der  
Weingärten und der heimatkundlichen 
Sammlung in Schloss Wilfersdorf wurde 
ein Spanferkel aus der  hauseigenen Zucht 
genossen. 

A m  Morgen hatte S. D. Erbprinz Hans 
Adam die Reisegruppe geführt, a m  
Nachmittag stiess auch I .D .  Erbprinzes­
sin Marie zu den Regierungsmitgliedern 
und Landtagsabgeordneten. 

Heute morgen werden die meisten 
wohl die Möglichkeit zu einer Stadtrund­
fahrt in Wien wahrnehmen. A m  Nach­
mittag steht ein Empfang durch I. D. Für­
stin Gina in Sparbach auf dem Pro­
gramm.  

KOMMENTAR 
Was tut der Prophet, wenn er im eige­

nen Land nicht so ankommt, wie er das 
erwartet hat? Regierungschef Hans Brun­
hart versucht es a u f  seine Weise, beim 
Z D F  in Mainz, bei einer Live-Sendung, 
deren Schwerpunkt die Aussenpolitik sein 
soll. Über mangelnde Publizität braucht er 
sich damit wohl kaum mehr Gedanken z u  
machen, zumal bereits sein Bericht über 
die Perspektiven unserer Aussenpolitik f ü r  
verschiedene Reaktionen gesorgt hat, 
wenn auch vor allem wenig erbauliche, 
sofern von den wohlwollenden Pflicht­
übungen der eigenen Landtagsmannschaft 
abgesehen wird. 

Der ZDF-Moderator, der vom Presse-
und Informationsamt als «Kenner und 
langjähriger Freund unseres Landes» be-

Prophet im Ausland 

zeichnet wird, dürfte als Vorbereitung f ü r  
die Sendung mit grosser Wahrscheinlich­
keit den Bericht zur  Aussenpolitik studiert 
haben. Und dann wird ihm wohl nicht 
entgangen sein, dass bei der Darstellung 
der künftigen und bisherigen Beziehungen 
zu «Drittstaateit», also z u  Staaten neben 
den Nachbarstaaten Schweiz u n d  Öster­
reich, nicht etwa Deutschland, Frank­
reich, Italien oder England besonders er­
wähnt werden, sondern der mittelamerika­
nische Kleinstaat Costa Rica. Für einen 
Interviewer eine gute Gelegenheit, nach 
den Perspektiven der bilateralen Bezie­
hungen z u  den übrigen europäischen Staa­
ten ausserhalb der Kontakte über die 
EFTA und  den Europarat z u  fragen. Oder 
die Frage z u  stellen, wo das Hobby  Aus ­
senpolitik noch mit dem staatspolitischen 
Interesse übereinstimmt. 

Der ZDF-Freund unseres Landes wird 
vielleicht so nett sein und  nicht nach d e m  
Beitritt Liechtensteins z u r  UNO fragen. 
Tut er das doch, was nicht auszuschliessen 
ist, so darf man gespannt sein a u f  die 
Antwort: Hören auch die Deutschen die 
bekannten Ausflüchte, es liege zwar ein 
Bericht vor, doch werde dieser erst z u  
einem späteren Zeitpunkt veröffentlicht? 
Oder lässt sich der Herr Aussenminister 
im Ausland gar einen Satz entlocken, der 
im Inland noch nicht hinlänglich bekannt 
ist? Warten wir ab. ( G . M . )  

Massiver Einbruch für 
GH-Fremdenverkehr 

Bern (AP) D e r  schweizerische Frem­
denverkehr hat im vergangenen Jahr  vor­
ab wegen des Ausbleibens d£r Gäste aus 
den USA und andern Überseeländern er­
stmals seit 1978 einen massiven Einbruch 
hinnehmen müssen. Während die Ein­
nahmen gegenüber 1985 um 430 Millio­
nen Franken oder 4,5 Prozent auf  9,69 
Milliarden Franken zurückgingen, stie­
gen die Ausgaben der  Schweizer im Aus­
land um 190 Millionen Franken oder 2,5 
Prozent auf 7,47 Milliarden Franken. Da­
mit fiel der  traditionelle Aktivsaldo der 
Fremdenverkehrsbilanz u m  nicht weniger 
als 620 Millionen oder  22 Prozent auf 2,22 
Milliarden Franken zurück. 

Die Einnahmen des Fremdenverkehrs 
in der  Schweiz, die seit j e  durch die Fe­
rien- und Geschäfstreisen sowie di' inter­
nationalen Personentransporte geprägt 
sind, weisen für 1986 ausgesprochen un­
einheitliche Züge auf: In den Beher-
bungssektoren war die Nachfrage auslän­
discher Gäste gekennzeichnet durch eine 
gegensätzliche Entwicklung der Hotelle-
rie und der  Parahotellerie. Die in den 
Hotel- und Kurbetrieben beobachtete 
Einbusse von knapp 200 Millionen f r a n ­
ken (minus fünf Prozent) resultierte vor­
ab aus dem massiven Nachfrageschwund 
der  US-Amerikaner und anderer Gäste 
aus Übersee, deren Ausgaben erfah-
rungsemäss über dem Durchschnitt lie­
gen. Dieser Rückgang wird von der zu­
ständigen BFS-Mitarbeiterin, Ruth Mei­
er ,  mit dem Dollarzerfall, de r  Angst vor 
Terroranschlägen und den Folgen aus 
«Tschernobyl« sowie starken Werbean­
strengungen südostasiatischer Destinatio­
nen begründet. 


